elena 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 2 Ausgegeben Danzig, den 6. Januar 1923 


Inhalt. Geſetz über eine neunte Aenderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Gewährung 
von Alterszulagen). Vom 27. Dezember 1922 (S. 5). — Geſetz über eine elfte Aenderung der Dienſtbezüge der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten Vom 27 Dezember 1922 (S. 7). — Beitritt der Freien Stadt Danzig zum Internationalen Ueber⸗ 
einkommen über den Sans literariſcher und künſtleriſcher Werke vom 13. November 1908 ep dem Zuſatzprotokoll en 
20. März 1914 (S. 7). Verordnung zur Aenderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 (S. 8). — 
ſetzung der Poſtgebühren im Gebiet der Freien Stadt Danzig im Verkehr nach Polen (ausſchl. Polniſch-Oberſchle 55 
vom 1. Januar 1923 (S. 8). — Verordnung betreffend die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützungsſätze (S. 9). 
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3 ER und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über eine neunte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Gewährung 
von Alterszulagen). Vom 27. Dezember 1922. 


Artikel 1. 

Die Nahm (endgültig) angeſtellten unmittelbaren Staatsbeamten erhalten neben den nach 
dem Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 229) und ſeinen — be- 
ſchloſſenen und zukünftigen — ſonſtigen Anderungen und Ergänzungen zuſtändigen Dienſtbezügen drei 
Alterszulagen. 

Artikel 2. 


Die Alterszulagen betragen: 
die erſte: 5 v. H., 
die zweite: 10 v. H., 
die dritte: 15 v. H. 
des Grundgehalts, jedoch nicht weniger als: 
a) die erſte: ein Drittel, 
a die zmeite: zwei Drittel, 
* die dritte: den vollen Betrag 
’ des Unterſchieds zwiſchen dem zuſtändigen und dem Höchſtgrundgehalt der nächſthöheren 
Gruppe der aufſteigenden Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen oder zwiſchen dem mit 
6 einem Beſoldungsdienſtalter von 14 Jahren in der eigenen und mit einem gleichen Beſoldungs— 
Rn dienſtalter in der nächſthöheren Gruppe der aufſteigenden Gehälter mit Mindeſtgrundgehalts⸗ 
ſätzen als Mindeſtſatz zuſtändigen Grundgehalt; 

b) die entſprechenden Alterszulagen der nächſtniederen Gruppe, wobei als nächſtniedere Gruppe 
en der Gruppe I der Einzelgehälter die höchſte Gruppe der auffteigenden Gehälter mit feſten 
ER, Grundgehaltsſätzen gilt. 
2 5 Artikel 3. 
se „ Es werden gewährt: 

. a) die erſte Alterszulage den planmäßig (endgültig) angetelten unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, die ‚2 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 1. 19). 


des Höchſtgrundgehalts ihrer Gruppe oder mit einem Beſoldungsdienſtalter, das dem 
zweijährigen Bezug des Höchſtgrundgehalts ihrer Gruppe entſpricht, 


2. aufſteigende Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen erhalten, mit einem a 2 


dienſtalter von 16 Jahren in ihrer Gruppe, 
3. ein Einzelgehalt erhalten, nach einer Dienſtzeit von 6 Jahren, vom Tage der plan- 
mäßigen Anſtellung in der von ihnen bekleideten Stelle ab gerechnet; 
b) die zweite Alterszulage nach zweijähriger Zuſtändigkeit der erſten an deren Stelle; 
c) die dritte Alterszulage nach zweijähriger Zuständigkeit der zweiten an deren Stelle. 
Artikel 4. 
Die Alterszulagen gelten nicht als Grundgehalt; ſie ſind auf die Höhe des Ortszuſchlags ohne 
Einfluß und nicht ruhegehaltsfähig. 
Artikel 5. 

Zu den Alterszulagen tritt der gleiche allgemeine Ausgleichszuſchlag (Hundertſatz) wie jeweils 
zum Grundgehalt und Ortszuſchlag. 

Artikel 6. 

Rückt ein Bramter während des Bezuges einer Alterszulage in eine höhere Beſoldungsgruppe 
auf, ſo erliſcht damit der Anſpruch auf die Alterszulagen ſeiner bisherigen Gruppe; der Anſpruch auf 
die Alterszulagen der neuen Gruppe erwächſt, ſobald der Beamte die Vorausſetzungen (Artikel 3 und 7) 
in dieſer Gruppe erfüllt hat. 

Artikel 7. 

Würde ein in eine höhere Gruppe aufgerückter Beamter beim Verbleiben in einer niederen 
Gruppe der aufſteigenden oder der Einzelgehälter zu einem beſtimmten Zeitpunkt ein gegenüber ſeinem 
tatſächlichen Geſamteinkommen gleichhohes oder höheres Geſamteinkommen leinſchließlich der Alterszulage) 


erlangt haben, jo wird mit Wirkung von dieſem Zeitpunkt ab 


a) das Beſoldungsdienſtalter des Beamten mit aufſteigendem Gehalt derart neu feſtgeſetzt, 
b) dem Beamten mit Einzelgehalt diejenige der Alterszulagen der neuen Stelle gewährt, 
daß das Geſamteinkommen ein höheres iſt, als es das in der niederen Gruppe ſein würde. 
Artikel 8. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Senat. 
Artikel 9. 

Die Geweinben und Gemeindeverbände find verpflichtet, ihren hauptamtlichen Beamten Alters- 
zulagen nach den 88 dieſes Geſetzes zu gewähren ($ 42 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes). 
Artikel 10. 

Die durch die Ausführung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, 
ſoweit ſie nicht aus eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Mehr⸗ 
einnahmen auf Grund der zu erwartenden neuen Geſetze, betreffend die Regelung der Einkommen⸗ ſowie 
der . die dem Volkstag im Entwurf vorliegen, zu decken. 

Artikel 11. : . 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1922 in Kraft. 
Danzig, den 27. Dezember 1922. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 
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* Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 

5 N £ — 4 ® 5 j e % / 4 8 > . — 

über eine elfte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 

Vom 27. Dezember 1922. 
Artikel 1. i 

Die Anlage 5 Ziff. 1 (Ausgleichszuſchlag) des Geſetzes über das Dienſteinkommen der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig (Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes) vom 23. Dezember 1921 
(Geſetzblatt S. 229) in der Faſſung des Artikels J. § 1, XII des Geſetzes über eine zehnte Anderung der 


Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 23. Dezember 1922 (Geſetzblatt S. 567) wird wie 


folgt geändert: 
1. Ziffer 1 (a) erhält folgenden Zuſatz: 5 
„vom 16. November 1922 ab auf 120 v. H.“ 
2. Ziffer 1 (b) erhält folgenden Zuſatz: 
„vom 16. November 1922 ab auf 2000 M monatlich.“ 
Artikel II. 8 
Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus 
eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen auf Grund der dem 
Volkstag vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 


Danzig, den 27. Dezember 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. f 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 
5 Auf Grund des Artikel 43, Abſ. 2 der Danzig-polniſchen Konvention iſt die Freie Stadt Danzig 


dem Internationalen Übereinkommen über den Schutz literariſcher und künſtleriſcher Werke vom 13. No- 
vember 1908 ſowie dem Zuſatzprotokoll vom 20. März 1914 beigetreten. 

FE Der Wortlaut des Übereinkommens vom 13. 11. 1008 ift im Reichsgeſetzblatt, Jahrgang 1910, 
auf Seite 965 verkündet, der des Zuſatzprotokolls vom 20. 3. 1914 iſt im Reichsgeſetzblatt nicht ver⸗ 


öffentlicht und wird deshalb nachſtehend verkündet: 


Zuſatzprotokoll zu der Berner Konvention, 
revidiert am 13. November 1908. 


8 Die Länder, die Mitglieder der Internationalen Union zum Schutze der literariſchen und 
künſtleriſchen Werke find, haben, von dem Wunſche beſeelt, eine fakultative Begrenzung der Tragweite 
der Konvention vom 13. November 1908 zu geſtatten, einſtimmig folgendes Protokoll verfügt: 


= 1. Wenn ein Land, das nicht zur Union gehört, in nicht genügender Weiſe Werke von Urhebern 
ſchützt, die aus einem der zur Union gehörigen Länder herſtammen, dürfen die Beſtimmungen der 
Konvention vom 13. November 1908 dem Recht, das dem vertragſchließenden Lande zukommt, den Schutz 
der Werke zu beſchränken, deren Urheber im Augenblick der erſten Veröffentlichung dieſer Werke Unter⸗ 
tanen oder Bürger des beſagten fremden Landes ſind, und nicht tatſächlich in einem der Union zu⸗ 
gehörigen Länder wohnhaft ſind, in keiner Beziehung Eintrag tun. 

2. Das Recht, das den vertragſchließenden Parteien durch dieſes Protokoll bewilligt wird, ſteht 


z gleichfalls allen ihren üherjeeifchen Beſitzungen zu. f 


i 3. Jede gemäß Nr. 1 oben eingeführte Einſchränkung darf nicht den Rechten Eintrag tun, die 
ein Urheber hinſichtlich eines in einem der vertragſchließenden Länder vor dem Inkrafttreten dieſer Ein⸗ 
schränkung veröffentlichten Werkes erworben hat. 


re N Ver 2 


* Die Shake; die gemäß dieſem rate den Schutz der Unfssereite: auch Unten, müſſen 
das der Schweizer Bundesregierung durch eine ſchriftli Erklärung mitteilen, in der die Länder, denen 
gegenüber der ar beſchränkt iſt, angezeigt werden e info wie die Beſchränkungen, denen die Rechte 
der Urheber, die aus dieſen Ländern ſtammen, unterworfen ſind. Die Schweizer Bundesregierung wird 


> alsbald die Tatſache allen andern zur Union gehörenden Staaten mitteilen. 
Bi 5. Dieſes Protokoll ſoll ratifiziert werden und die Ratifikationsurkunden ſollen in Bern in einer 
ER. Friſt. von längſtens 12 Monaten von ihrem Datum gerechnet niedergelegt werden. Das Protokoll tritt 


einen Monat nach Erlöſchen dieſer Friſt in Kraft und ſoll gleiche Kraft und Dauer haben, wie die 


. Konvention, auf die es ſich bezieht. f 
Urkundlich de ſſen, die Yebollmächtigten der Länder, die Mitglieder der Union ſind, dieſes Prbtotol 


unterzeichnet haben, von dem je eine beglaubigte Abſchrift jeder der zur Union gehörenden Regierungen 


übergeben werden ſoll. 
Geſchehen zu Bern, am 20. März 1914 in einer Ausfertigung, die in den Archiven des Schweizer 


* Bundesrats niedergelegt iſt. 
folgen Unterſchriften. 


N 

* Der Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dieſen Abkommen iſt mit dem 24. Juni d. Is. 
in Ries getreten. 
8 EIER Danzig, den 20. Dezember 1922. 


* Be Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

8 5 Sahm. Dr. Strunk. 

N 6 Verordnung 

* zur W der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904. 


2%: Auf Grund des Geſetzes betreffend Aenderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47 wird die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 wie folgt geändert: 


. Der § 17 Abf. IV erhält folgende Faſſung: 
* Auf Antrag kann Perſonen, die ſich des Telegraphen häufiger bedienen, geſtattet werden, die 
. Gebühren für die von ihnen aufgegebenen Telegramme nachträglich zu entrichten. Die Telegraghen- 
8 verwaltung kann verlangen, daß Sicherheit geleiſtet wird. Als e Vergütung für die Stundung 
ee werden erhoben: > 
= 1. eine Gebühr von 60 M für den Kalendermonat, 
2 5 2. für jedes Telegramm, deſſen Gebühren geſtundet werden 8 M und 
Be’ J zwei v. H. der monatlichen Schuldſumme, mindeſtens aber 50 M. 
8 . Vorſtehende Anderungen treten am 1. Januar 1923 in Kraft. 


Danzig, den 28. Dezember 1922. 


Pol und Alegre ermetung der Freien Stadt Danzig. 
3 | Zander. 
a Ar Befauntmachnng. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1923 werden im Gebiet der Freien Stadt Danzig im Verkehr 
nach Palen (ausſchl. Polniſch⸗Oberſchleſien) die Poſtgebühren in folgender Weiſe feſtgeſetzt: 
Gewöhnliche Briefe dis 20 g . a e eee € 

BR N AO a a een ee EEE Are Se 

A A han ne et PER TERN URN 


. 


CCC . . nn a, © 222. ͤ 
75 lit Antworte ee 7 
dienſtliche Aktenbriefe von Behörden über 250 g bis 2 kk. 
Druckſachen bis 25 g %%% ˙Üw. '. ̃˙— IE 5 
D r . TE 
„ / En SAL RE NER 
100 
4 SEE EEE ne ENTER 
WR ar 
ES Se T 
(nur für einzeln verſandte ungeteilte Druckbände) 
Blindenſchriftſendungen je 500 g (Meiſtgewicht P kg) : - :» >: rn. 
JJ nen 
| ... EEE 0 . eng in A 
* FDC 5 
Wiepreen RB nr Rt Yen in TTT 
. . ie an 
„ NE ne ee a ee Me 
ccc c ee 
e e , ARE 
Guſammengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere und Worapraben, 
a % •ůAum‚AÄÄ7—I—I—ꝛ !. %⅛—W ⁰—— 
| Von den Nebengebühren werden erhöht: 0 
eff. N N, 

die Rückſcheingebühr a) bei der Einliefrung Saas Et 
CC TTT 
die Eilbeſtellgebühr im Ortsbeſtell bezirk 
, TERREFEN BERNER . 
die Ainbeitelbarleitämieldung ui. ana #8 ae et AR 
die übrigen Gebühren bleiben unverändert. 
Im Verkehr nach Polniſch-Oberſchleſien, wo die deutſche Währung gilt, bleiben die bisherigen 

Gebührenſätze unverändert. 


Danzig, den 29. Dezember 1922 
Pofſt⸗ und Dee hene der Freien Stadt Danzig. 


N Zander. 


Verordnung 
betreffend die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützungsſätze. 


8 Auf Grund des 8 16 des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (Geſ.-Bl. 
. S. 91) wird in Abänderung der Verordnungen vom 18. Auguſt 1922 (Geſ-Bl. S. & und vom 21. No: 
vember 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 517) folgendes beſtimmt: 

Bi? Die Unterſtützung iſt vom 25. Dezember 1922 ab nach folgenden Sätzen zu 3 

. 1. für männliche Perſonen s 
B% a) über 21 Jahre, jofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben,. 360 Mark 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen lebtn . 250 
%% msd ĩð j —ö⅛x:4gʃ 6. 125 „ 


2. für weibliche Perſonen RS: AR 5 BE 
i 275 M 


a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt eines 55 leben N 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem 8 er anderen leben e 
Darß et een 100 „ 


Die Familienzuſchläge, die ein Erwerbsloſer erhält, di ie inge ent bas Zweifache der ihm ge⸗ 


. Unterſtützung, im einzelnen folgende Sätze nicht überſteigen 
a) für den Ehegatten. 2 . 165 Mark 
b) für die Kinder und ſonſtige unterſtüttzungsberechtigte Angehörige, 1 „ 


Danzig, den 21. Dezember 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Pr. Schwartz. 


F BET SER Me 5 — 4 
sn NL En ae DE Tr ARE TE G 2 Mn u ee 


